
408 Polıtische Zeitfragen
Staärke eingangs näaherhın beschrieben wurde. Dıie Schwä- hilfreiches ‚Anschauungsmaterial‘ (z.B ın den Unter-
chen lassen CS geraten erscheınen, dıe einzelnen Lehr- richtswerken) findet. Es dürfte, sSOWelıt Inan das nach der
stücke nıcht durchzunehmen, sondern jene auszuwählen, ersten Lektüre kann, genügend solche Lehrstücke
die der Fassungskraft und dem Bedürfnis der jeweılıgen geben. Jedenfalls lohnt CS sıch, ıhnen nachzuspüren: Wenn
chüler entsprechen, WOZU treilich auch gehört, da{ß INnan schon eın Katechismuss, dann der! Eugen Paul
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jeie Absichtserklärungen enIg Wirkung
Zur Situation der Ausländerpolitik
uch Ausländer sınd Menschen WI1e Inländer, aber durch wenıgen Ausländer, die, VO westlichen Gewinnstreben
Siıtuation 1M Jjeweıligen Gastland ın den meısten Fällen be- angesteckt, dıe Segnungen unseres SozıialstaatesI-
sonderen, WENNn auch nıcht durchwegs einheıtlichen Pro- zen verstehen.
blemen unterworten. Wer diese selbstverständlich klın-
gende Feststellung akzeptiert, mMUuUu: den ın der Bundesre- Die Kernthesen des Kuhn-Memorandumspublık ebenden Ausländern auch die allen gemeınsamen
Menschen-Rechte zubillıgen. FEın solches Menschenrecht Als wiırkliıche Anwälte der Ausländer gaben un geben
ISt EIW. das Recht auf freie Entfaltung der Persönlichkeit sıch die Kırchen: deren ngagement annn bei dieser Dar-
begrenzt alleın durch dasselbe Recht der Mıtmenschen. stellung nıcht ausgeklammert werden. Welche Ausländer-
Freıe Entfaltung der Persönlichkeit: dazu gehört das Recht politik sS1€e verwirklicht sehen möchten, wırd besonders
auf eıne den Anlagen entsprechende Bıldung, auf freie Be- deutlich Aaus$s einem Memorandum des Beauftragten der
rufswahl, auf menschenwürdige Unterbringung, autf Al Bundesregierung für Ausländerfragen, Mınısterpräsident
sammenschlufß mıt Gleichgesinnten a.D Heıinz uhn in das die kırchlichen Vorstel-
Die Ausländerpolitik wırd für alle politischen Parteı:en ZuUur lungen stark eingeflossen Ssınd. Aus kirchlicher Sıcht 1st
Nagelprobe bezüglıch iıhres Eıinsatzes für Freiheıt, Ge: dieses Papıer eıne Rıchtschnur, der sıch auch die Vor-
rechtigkeit un! Solidarıität. DDenn Ausländer sınd (noch) stellungen der Parteıen ZU!r Ausländerpolitik essen lassen
keine Wähler: eın vorbehaltloser Eıinsatz für s1e annn aber mussen.
Wäiählerstimmen kosten. Ausländerpolitik 1STt unpopulär. iıne Kernthese des Kühn-Memorandums besagt, da{ß die
Das lıegt größtenteils daran, dafß CS bısher nıcht gelang, Ausländerpolitik nıcht auf Arbeıtsmarktpolitik reduzıert
die ın der deutschen Bevölkerung vorhandenen Vorurteıle werden dürfe, sondern da{fß CS sıch dabe: eıne ZESAMTL-
abzubauen: Ausländer nehmen den Deutschen kaum Ar- gesellschaftliche Aufgabe handelt. er alarmıerende Be-
beitsplätze WCS; sondern übernehmen vorwiegend OS1- fund ınsbesondere 1m Hınblick auf die Zukunftsperspek-
tiıonen, die miıt Deutschen nıcht besetzen sınd Unter t1ven VO  — eıner Miıllion ausländıscher Kınder un
Ausländern oibt 065 keine höhere Kriminalıitätsrate als Jugendlicher 1mM Bundesgebiet mache umtassende An-
Deutschen, die ın vergleichbaren Verhältnissen leben SITCNgUNGEN notwendig, größeren indıviduellen und
mussen. Ausländer sınd auch keine „Sozılallast‘‘, sondern gesamtgesellschaftlıchen chaden abzuwenden.
helten durch ıhre Sozlalversicherungsbeıiträge mıt, dıe Den (vermutlıch 1n srofßer Zahl) bleibewilligen Zuwande-
derzeıtigen Fiınanzıerungsprobleme etwa der Rentenver- TeInN, namentlich der zweıten un! drıtten Ausländer-Gene-
sıcherung mındern. Gewiı( ertordern die Sprach- un: ratıon, musse das Angebot Zn vorbehaltlosen un dauer-
Kulturbarrieren auch finanzielle Extra-Ausgaben eLIWwa 1mM haften Integration gemacht werden, heißt c iın dem
Schulwesen, doch die Ausländer zahlen auch Steuern Memorandum miıt dem Tıtel ‚Stand un: Weiıterentwick-
Die aktuelle Asylantenflut hat die Ausländerfreundlich- lung der Integration der ausländischen Arbeitnehmer und
elıt der deutschen Bevölkerung nıcht gerade erhöht. Dıie ıhrer Famıiılıen ın der Bundesrepublık Deutschland‘ wel-
Furcht VOT Überfremdung waächst, der Mißbrauch des LOr das 1M Herbst 1979 veröffentlicht wurde. Das uhn-
Asylrechts durch Ausländer, die nıcht AaUsS$s polıtischen, Papıer enthält Ü folgende Vorschläge für eıne Bonse-
sondern AUS$S wirtschaftlichen Gründen in die Bundesrepu- quente Integrationspolitik:
bliık stromen, schaden nıcht 1U den echten Asylanwär- Anerkennung der taktiıschen Einwanderung (beı fort-
tern, sondern schüren den Fremdenhaß ebensofl wıe jene dauerndem Ausschlufß weıterer Anwerbung);
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erhebliche Intensivierung der ıintegratiıven Mafßßnahmen, Heımatländern verbliebenen Kındern un Jugendliıchen,
VOT allem tür dıe Kınder un Jugendlichen, 1mM Be- die als potentielle Nachzugskandıdaten angesehen werden
reich der Vorschule, Schule un! beruflichen Bildung; mussen.
Ablösung aller segregierenden Maißsnahmen, 1mM Schul-
sektor eLIwa der „Nationalklassen‘“‘ un:! ahnlicher Un-
terrichtsformen: bisherige Polıitik

und ihre WeiterentwicklungAnspruch der Jugendlichen auf ungehinderten Zugang
Arbeiıts- und Ausbildungsplätzen;

Optionsrecht der ın der Bundesrepublık geborenen un! In der bısherigen Ausländerpolitik steht eıne beschäfti-
gungspolitische, arbeitsmarktorientierte Betrachtung 1mMaufgewachsenen Jugendlichen auf Einbürgerung; Vordergrund, die durch die Begınn der sıebziger Jahregenerelle Überprüfung des Ausländerrechts un des

Eiınbürgerungsverfahrens mıt dem Zıe] größerer einsetzenden Störungen der Arbeitsmarktentwicklung
och verschärft wurde. Auf dieser beschäftigungspoliti-Rechtssicherheit un stärkerer Berücksichtigung der le- schen Grundlıinie bauen auch die ausländerpolitischenyıtımen besonderen Interessen der ausländıschen Ar-

beitnehmer un iıhrer Famıilıen: Maßnahmen un! Konzeptionen der etzten Jahre auf

Verstärkung iıhrer polıtıschen Rechte durch Eıinräu- Das Ausländerrecht blieb durch weıte Ermessensspiel-
Mung des kommunalen Wahlrechts ach Jängerem Auf- raume der Verwaltungen bestimmt. Autenthaltsrecht
enthalt: un:! Arbeıtserlaubnisrecht wurden auf das CNSSTC Vel-

Verstärkung der problemorientierten sozıalen era- knüpfit.
t(ung Integrative Ma{fißnahmen Jlange elıt den Anfor-

derungen eıner Mınımalbetreuung ausgerichtet undBezüglıch der Verwirklichung dieser Forderungen serizen
die 1mM Bundestag Parteıen unterschiedliche konzentrierten sıch auf Hılfen ZuUur Eingewöhnung 1m

Berutsleben.Schwerpunkte. Ehe deren Vorstellungen einander- Im CHSCICNH arbeıts- un sozıalrechtlichen Bereich 1stübergestellt werden, 1St. aber eıne Analyse der gegenwärt1-
CI Sıtuation angeze1gt, WI1e S1e ZU Teıl auch ın dem dagegen die Rechtsstellung der ausländischen Arbeit-
Kühn-Papıer beschrieben 1St. nehmer der deutschen weıtgehend angeglichen.
Zur Wohnbevölkerung der Bundesrepublık zahlen derzeıt In dem Kühn-Papıier wırd ausdrücklic darauf verwıesen,
rund vier Miıllionen Menschen nıcht deutscher Natıonalı- dafß ın Jüngerer eıt VO  — Verantwortlichen in allen Bere1l-
tat (davon alleın 175 0QOO Türken), 1M Bundesdurchschnitt chen vieltältige Anstrengungen nNnte wurden,
prozentual 6, 5 Prozent (Anteıl den soz1ı1alversiche- dıe über den arbeitsmarktpolitischen Rahmen hınaus-
rungspilichtig Beschäftigten Mıtte 1979 9, Prozent, W asSs gehenden Notwendigkeiten Öördern. Ansätze tür eın
bedeutet, da{ß die Ausländer eiıne höhere Erwerbsquote koordiniertes Vorgehen auch ın diese Rıchtung tinden sıch
haben). Ihr besonderes Gewicht erhält die Gesamtent- jedoch Eerst in den Vorschlägen der ‚„„‚Bund-Länder-Kom-
wicklung durch eiıne fortlaufende Verschiebung der mıssıon ZUr Fortentwicklung eıner umtassenden Konzep-
Altersstruktur, der tamıliiären Sıtuation un! des Grades t1on der Ausländerbeschäftigungspolitiık“‘ VO Frühjahr
der Erwerbsbeteiligung der Zuwanderer. Wiährend die 97% Dıie ausdrücklic bezeichneten „Grundposıitio-
Anfangsjahre der Anwerbung durch eınen Zugang relatıv nen  < der Kommission bewegten sıch zwıschen den Postu-
Junger un! größtenteils alleinlebender Arbeitskräfte gC- laten der „Konsolidierung“‘, Restriktion der Auslän-
kennzeichnet N, 1St die spatere Phase (bıs heute) VO  — derbeschäftigung, un der temporaren Integration („kein
einem verstärkten „Familiennachzug“ un! eiıner wach- Einwanderungsland‘“‘).
senden Zahl VO  - iın Deutschland geborenen Kıiındern AaUS- Die Verantwortung gegenüber den heute hıer ebenden,läiändischer Eltern epragt. Alleın VO 1974 bıs heute 1St die ın der Vergangenheıit durchweg aus wiırtschaftlichem In-Zahl der Kıinder und Jugendlichen 16 Jahren
rund 25 Prozent auf rund eiıne Miıllıon angestiegen. Annäaä- eresse gezielt „angeworbenen‘‘ Menschen ann nıcht Je

nach Arbeitsmarktlage unterschiedlich gewichtet WeI-hernd 700000 Ende 1978 Kınder zehn Jah den, wırd dazu iın dem Kühn-Memorandum testgestellt.LE „„Der einmal erwunschte un geförderte Zuzug MU: beı
Demographische Prognosen gehen davon auUS, daflß sıch den Zuziehenden Erwartung auslösen, die ohne ind1s-
ZWArFr eınerseıts das generatıve Verhalten der Ausländerbe- kutablen Zwang auch geänderten Arbeıitsmarkt-
völkerung dem der deutschen Bevölkerung annähert, bedingungen nıcht mehr reversıbel sınd un:! respektiert
dererseits jedoch führt die derzeitige Ausgangslage dazu, werden mussen, dafß CS auch ıllusıonär 1St anzunehmen,
dafß ELWa der Anteıl der ausländiıschen Jugendlichen 1mM dıe einmal aufgenommenen ausländischen Beschäftigten
Alter VO  } 15 bıs 18 Jahren der Gesamtbevölkerung selen weıterhın eıne besondere, überdurchschnuittlich
dieser Altersgruppe VO  — heute knapp sıeben Prozent 1mM bıle Manövrıermasse des Arbeıtsmarktes.“‘ 1Ine spezifisch
Jahre 1995 annähernd 20 Prozent betragen wırd. Zu den ausländerbezogene Beschäftigungspolitik musse sıch
gegenwärtig ın der Bundesrepublik ebenden rund eıner heute autf den Außenbereich konzentrieren, auf das WeIl-
Miıllion Kındern ausländischer Eltern kommt schätzungs- tere Festhalten „Anwerbestopp“‘ und, iınsbesondere 1Im
weılse och eıne annähernd gleich große Zahl VO  e in den Hınblick auf die Staaten der Europäischen Gemeinschaftt,
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auf eıne übernatıionale arbeitsplatzfördernde Regional- Orientierungslinien der Bundesregierungpolitik, dıe unkontrollierten Wanderungsbewegungen
aus den strukturschwächeren Gebieten 1ın die Industrie- 19 März hat sıch das Bundeskabinett auf Oriıentie-
regıonen vorbeuge. rungslınıen für die Weıterentwicklung der Ausländerpoli-
In dem Papıer wırd auch bezweıtelt, ob eın Zielkonflikt tiık sowie auf Ma{fißnahmen Zur Verwirklichung dieser

Orıientierungsdaten, iınsbesondere A besseren Integra-zwıschen eıner vorausschauenden Arbeitsmarktpolitik t10N der ausländıschen Kinder un! Jugendlichen, geemgt.un der dauerhaften Integration des integrationsbereıten
Teıls der heute in der Bundesrepublik ebenden Ausländer Danach MUu: die sozıale Integration der zweıten und Yit-

Lien Ausländergeneration die zukünftige Schwerpunktauf-1n der verschiedentlich befürchteten Schärte überhaupt vabe der Ausländerpolitik se1InN. Die Integrationsbemü-besteht. Allein die seıt Jahren kontinuijerlich überpropor-
tionale Ausländerbeschäftigung in den einzelnen hungen müßten sıch auft samtlıche Lebensbereiche der

ausländıschen Kıiınder un:! Jugendlichen richten un:! derenWirtschaftszweigen lasse uten, da{fß miıindestens dort sozıales Umteld mıteinbeziehen. DDem weıteren Ausbauder Substitution durch deutsche Kräfte Grenzen DESCIZL
sınd, selbst WENN S1e och gefördert werden könnte. uch der Soz1ıal- un! Beratungsdienste tür Ausländer, der Qua

lıfizierung iıhrer Miıtarbeıter, der Heranbildung SOZ1alpad-die demographischen Vorausschätzungen lassen als Folge agogıischer Fachkräfte, der Intensivierung der Eltern- un:des selıt Jahren starken allgemeinen Geburtenrückgangs
spatestens ZUuU Ende der achtzıiger Jahre spürbare Aus- Jugendarbeıt auch durch Hılten Zur frühkindlichen Erzıie-

wirkungen autf dem Arbeitsmarkt erwarten Von der hung SOWIE der Entwicklung VO  3 Freizeiıtangeboten 1M
Rahmen der Jugendsozialarbeıt komme deshalb oroße Be-deren Altersstruktur der ausländıschen Wohnbevölkerung

un:! ıhrem gegenüber den deutschen Verhältnissen bisher deutung
‚„„Dıie Weıterführung der 1973 eingeleıiteten Konsolidie-abweichenden generatıven Verhalten urften dann pOosı1- rungspolıtık 1mM Bereich der Ausländerbeschäftigung bıl-tive Kompensationswirkungen ausgehen. Überwiegend

DOSItIV einzuschätzen se1 der Anteıl un! die Altersstruktur det die Grundlage für erfolgreiche Integrationsanstren-
der ausländiıschen Bevölkerung terner 1m Bereich der SUNSCH. Der Abbau VO  e Integrationsdefiziten un die

Beschäftigungssicherung der hıer bereıts ebenden Aus-z1alen Rentenversicherung. ber selbst der Voraus-
SCTZUNgG, dafß auf mıiıttlere Sıcht weıter Arbeıtsmarktpro- länder seizen VOTAaUS, da{fß die Zuwanderung in die Bundes-
bleme gegeben seıen, musse dıe künftige Politik gegenüber republık begrenzt gehalten wırd“‘, heißt CS ın den OT1-

entierungslınıen““. Ferner wırd betont, die Integrations-den heute In der Bundesrepublık ebenden ausländischen
Arbeitnehmern un: ıhrer Famılien davon ausgehen, „„dafß polıtik, deren Umsetzung auch VOoON der Mithilte der
hier eıne nıcht mehr umkehrbare Entwicklung eingetreten ausländischen Eltern abhänge, se1 für die Ausländer un:!

deren Herkunftsstaaten 1Ur akzeptabel, wenn S1e keıine1ISt un dıe Mehrzahl der Betroftenen nıcht mehr ‚Gast-
arbeiterkinder‘, sondern Einwanderer sınd, tür die eıne Entiremdung der Kınder un! Jugendlichen VO  3 der hei-
Rückkehr iın ıhre Herkunftsländer A4Uus$ den verschiedenen matlıchen Kultur ZU Zie] habe „„Vor allem 1mM Rahmen
Gründen nıcht wıieder in Betracht kommt““. der Bıldungspolitik 1St eshalb darauf achten, daß eın

Das Memorandum bleibt nıcht be1 den umfassenden Vor-
ezug der ausländischen Kınder un: Jugendlichen Z
Kulturkreis ihrer Famılien gewahrt bleıibt. Dies ertordert

schlägen für eıne CU€g Ausländerpolitik stehen: vielmehr insbesondere ANZEMESSENEN muttersprachlichen Unter-
wırd darın auch tür eıne konsequente Öfftentlichkeitsar- cht deutscher Schulaufsicht un! die Anerkennungbeıt Mithilfe der Medien be1 der Durchsetzung der der Muttersprache anstelle eiıner Pflichtfremdsprache. Ob
Ziele plädiert. Hınweıise auf tinanzielle Fragen un Kom- der Autenthalt ın der Bundesrepublik un:! die Integrationpetenzprobleme runden die Studie ab Dabe1 wırd davon In gesellschaittliches Leben ım Einzeltall In die FEın-
AUSSCHANSCHHI, dafß die Durchsetzung der vorgeschlagenen wanderung münden, mMu der Ausländer selbst entscheı-
Ausländerpolitik eınen jahrlıchen Gesamtmehrauftwand den Die Ausländerpolitik sollte lediglich dıie rechtlichen

600 ıll ertordern wurde verteılt auf den Vor- Voraussetzungen für eiınen solchen treiıen Entschluß CI'=-
schulbereich, den Schulsektor, den Berufsschulbereich, leichtern, nıcht jedoch eın solches Ziel vorgeben.““auf berufsqualifizierende Ma{fßnahmen der Bundesanstalt Unter den Mafßnahmen Z Weıiterentwicklung der Aus-
tür Arbeıt un: eıne Aufstockung der Beratungskräfte der länderpolitik werden ZENANNT:
Wohlfahrtsverbände. egen manche Punkte des 66-Se1- die Verbesserung der Bıldungschancen ausländischer
ten-Papıers hat die Bundesregierung starke Bedenken. Kınder, Jugendlicher un:! Erwachsener,
Mınisterialdirektor Wolfgang Bodenbender, Abteiulungs- der Ausbau der Berufsvorbereitungsmaßnahmen für
leiter Arbeıtsmarkt- un Ausländerpolitik Bundesar- ausländische Jugendliche ohne Schulabschlufßß,
beıtsminiısteriıum, plädiert EIW. für eın behutsameres dıe Entwicklung VO  — Intensivsprachkursen für spat ein-
Vorgehen, der Getahr elınes Umschlagens der öffentli- gereıiste ausländische Jugendliche,chen Meınung vorzubeugen. Für problematisch hält er die Verbesserung der Berufsberatung, der Berutsbil-
auch die Beseitigung jeder Wartezeıitregelung un: der dungschancen, des Beschäftigungszugangs, der außer-
Ausländerzulassung den Kommunalwahlen (letzteres schulischen sozlalpädagogischen Beratungs-, Betreu-
eLIWa der Furcht VOT einem Import ausländischer un  - un: Qualifizierungsangebote für Junge Ausländer
Parteistrukturen). SOWI1e der Soz1ialdiıenste tür alle Ausländer,
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die Vermeidung VO  — Ausweısung und Abschiebung Illegaler Autfenthalt un! ıllegale Beschäftigung VO  ;

straffällig gewordener ausländıscher Jugendlıicher, Ausländern führen sozıaler Unsıicherheit und bılden
dıe Erleichterung der Einbürgerung, einen Nährboden für Kriminalıtät. Ihre konsequente
dıe Verbesserung der Wohnverhältnisse der Famılien Bekämpfung lıegt 1im Interesse aller
ausländıscher Arbeıtnehmer und schließlich Ausländer werden insgesamt gesehen nıcht häufiger
die entwicklungspolitische Förderung der beruflichen kriminell als Deutsche. Die Bekämpfung der Auslän-
Reıintegration un der Investitionen ausländischer Ar- derkriminalıtät erfordert jedoch besondere Schulung
beitnehmer ın ıhren Herkunttsländern. der Strafverfolgungsbehörden.

In Übereinstimmung mıt dem Kühn-Papıer wırd auch eıne Soz1ıale Integration ausländischer Arbeitnehmer zieltbessere Autfklärung der Bevölkerung über die Integrations auf Chancengleichheit mıt der deutschen Bevölkerungprobleme der Ausländer als notwegdig erachtet. 1ab Bessere sprachliche und berufliche Vorbereitung,
Beratung beım Kontakt mıiıt deutschen Behörden un
Ausländersprechstunden mussen dazu beitragen, diePosıtion der CDU rechtliche Gleichstellung 1Im Arbeits- un! Soz1alvers1ı-
cherungsrecht auch praktisch verwirklichen. Der

Die Vorstellungen der Bundesregierung AA Ausländer- Unterricht für ausländische Kınder soll grundsätzlıchpolıtık bleiben eıne reine Absıchtserklärung. Für den
Oktober wählenden Bundestag sınd s1e aum

iın deutschen Schulen stattfinden, erganzt durch Eın-
gliederungskurse oder _klassen SOWIEe durch heımat-verpilichtend. Mafßgebend tur die Parteıen sınd deren e1l- sprachlichen Unterricht. Ausländische Jugendliche

gCHNC Beschlüsse ZUur Ausländerpolitik. Welche Vorstel-
lungen dıe Unionsparteıen dıesbezüglıch haben, verdeut- mussen die Chance eiıner qualifizierten Berufsausbil-

dung haben, die s1e auch in iıhrem Heımatlandliıchte CDU-Generalsekretär Heiner Geißler in eıner verwenden können. Mafßnahmen ZUur Verbesserung derStellungnahme dem Regierungskonzept. AIch edaure
sehr, da{ß Mınıster Ehrenberg die Einbürgerungserleichte- ohnsıtuatiıon mussen davon ausgehen, dafß Wohn-

heime 1Ur eıne Übergangslösung sınd un:! die Mehrheit
Iung ZU Hauptprogrammpunkt des vorgestellten Kon- der ausländischen Arbeitnehmer mıiıttel- un! langfristigerklärt hat Die polıtische Diıiskussion wırd damıt iın
Wiırklichkeit auf eınen Nebenschauplatz gelenkt, Vor- tamiılıengerechte Wohnungen anstrebt. Ferner sollen

Freizeıtangebote gefördert werden, dıe dem Ausländerdergrund aller Bestrebungen die Zzwelıte Ausländer- die Möglıchkeıit geben, den Kontakt MIt Landsleutengeneratiıon mussen die konkreten Einzelmaßnahmen Ste- und mıt Deutschen verstärken.hen Di1e ausländıschen Jugendlichen wollen Ausbildung, Durch die Mitgliedschaft in deutschen polıtischen Par-Arbeıt, sozıale Anerkennung, eınen deutschen Pafs wun- telen un beratende Miıtwirkung ın kommunalen Gre-schen die wenı1gsten VO  — ıhnen. [)as Angebot der Einbürge-
ILuNg mufß Ende eiınes Integrationsweges stehen.‘‘ mıen sollen Ausländer die Möglıichkeit erhalten, sıch an

der polıtischen Willensbildung beteiligen. FEın Wahl-Dıies sınd auch die Kernthesen des CDU-Konzepts ZUur recht für Ausländer auf staatlicher oder kommunalerAusländerpolitik, beschlossen VO Bundestachausschufß
Innenpolitik der CD  e Ebene annn 1Ur durch eiıne europäische Regelung auf
heißt G

Zn Junı 1977 In den Leıitsätzen der Basıs der Gegenseıitigkeit eingeführt werden. Die
CD  S trıtt dafür e1n, da{fß 1M Zuge des Ausbaus derAus der Ausländerbeschäftigung erwachsen UMSGTrEET

Gesellschaft Pflichten. Die C  S trıtt für die soz1ıale In-
die Mitgliedstaaten untereinander ıhren Angehörıigen
die Ausübung staatsbürgerliıcher Rechte einräumen.tegration der ausländischen Arbeıtnehmer un! ihrer Die Tätigkeit ausländiıischer extremistischer Organısa-Famılien eiın: für eıne sozıale Gleichstellung un t1ionen auf deutschem Boden 1St ebenso verhindernıhre soz1ıale Isolierung. Besondere Autmerksamkeıt gilt w 1e der Mißbrauch VO Ausländern durch deutschedabe; den Problemen der SOgENANNILEN zweıten Auslän- verfassungsfeindliche Parteıen.dergeneration. Dıie Unıion bekennt sıch ZU Prinzıp der

treiwilligen Rückwanderung un: lehnt daher die Auf längere Sıcht muß eıne europäische regionale
Zwangsrotation sowohl in der jetzıgen Sıtuation als Strukturpolitik das wirtschaftliche Getälle iın Europa
auch als generelles Miıttel der Ausländerpolitik ab 1abbauen und damiıt den Zwang ZUur Massenwanderung
Dıie Zuwanderung ausländischer Arbeitnehmer mMu arbeıitsloser Menschen. Irst dann 1st wirkliche Freizü-
künftig Kontrolle gehalten werden. Auswahl und gigkeıt autf dem europäischen Arbeıitsmarkt erreıicht.
Eınsatz der Mafßnahmen ZUf: Steuerung VO  $ Anwerbung
un: Zuwanderung, VO  S Aufenthalt un: Rückkehr mUuSs-

Die uslanderpolitik der WsSCH insgesamt 1m Sınne eıner soz1ıal verantwortlichen
Konsolidierung der Ausländerbeschäftigung erfolgen.
Angesichts der gegenwärtigen Arbeitsmarktlage 1St der Dıie ausländerpolitischen Vorstellungen VO SPI) un

FDP verdeutlichen, dafß CS dıesbezüglıch be] den drei Par-Anwerbestopp beizubehalten.
Autf der Grundlage des Ausländergesetzes soll dem AaUuS- telen viel Gemeıhnsames oibt Allerdings setzen S1€e er-
ländischen Arbeitnehmer eıne ogrößere Sıcherheit seıner schiedliche Schwerpunkte. FEchte Gegensatze zwıschen

G1  S un:! Koalıtionsparteien z1bt CS eigentlıch LLULr bezüg-aufenthaltsrechtlichen Stellung gewährt werden.
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iıch der SPD-Forderung, den Ausiändern das Kommunal- Schließlich heißt C3S, dafß Armut und Arbeıitslosigkeit in
wahlrecht einzuräumen. So heilßt 65 ın dem CDU-Be- den Heımatländern nıcht auf Dauer beseıitigt werden
schlufß VO Junı 1977 wörtlıch: ‚„„Dıie verschiedentlich könnten. Ertorderlich seılen vielmehr eıne gezielte CUTO-

geforderte Zuerkennung des Wahlrechts, auch des Kom- päısche Regionalpolitik und eıne aktıve Arbeitsmarkt-
munalwahlrechts, Ausländer 1St verfassungsrechtlich polıtık ıIn den Heıiımatländern.
nıcht zulässıg. [)as Grundgesetz behält die Ausübung der
Staatsgewalt durch Wahlen un: Abstimmungen den deut- ber die Rechtsstellung der ausländıischen Arbeıtneh-

Iner heißt CS ın dem Papıer, S1EC musse VON dem Grund-schen Staatsbürgern vor.““ Demgegenüber betonte dıe SO- sSatz bestimmt seın, dafß die iın der Bundesrepublik be-ziualdemokratische Gemeinschaft für Kommunalpolitik in
der Bundesrepubliık SG K)- ım Oktober 1979 ın „Argu- schäftigten Ausländer nıcht Fremde seıen, sondern

Mıtbürger, die miıt ıhrer ArbeıtsleistungZ Wohl aller
enten un Mafßßnahmevorschlägen für eıne Intensıivie- beitrügen. „Beı der Ersterteilung Von Autenthalts- und
Iung der Integration ausländischer Mitbürger in den Stad- Arbeıtserlaubnis mu{fß die derzeıt bestehende Flexibilitätten und Gemeıinden‘‘: „Zentrale Forderung der SPD WTr erhalten bleiben, damıt dıe Zuwanderung VO  —3 ausländi-und 1St dabe] die Gewährung des Kommunalwahlrechts schen Arbeitnehmern sachgerecht gESTEUETT werdenfür Ausländer.“‘ (Konkret: „„Ausländer, die sıch mınde- annn  c Im Ausländerrecht seıen Generalklauseln unfünf Jahre ohne Unterbrechung in eıner Gemeıinde
authalten, sollten ın diesem Bundesland das aktıve un! übergrofße Ermessensspielräume beseıitigen; ‚„klare,

gerichtlıch voll un! effektiv nachprüfbare Tatbeständepassıve Wahlrecht erhalten.“‘‘)
Dıie SPD hat bereits beım Parteitag Hannover 1973 dıe Bıl- sollen den Ausländern in der Bundesrepublik Rechtssi-

cherheit un! die Gewißheit geben, in eıner gesichertendung eıner Kommissiıon für Fragen ausländıscher Arbeıt- Exıstenz leben  CCnehmer beım Parteivorstand beschlossen mıt dem Auf-
trag, eın umtassendes polıtisches Konzept ‚tür die Dıiıe angestrebte Verbesserung der rechtlichen Stellung
Aufnahme der ausländıschen Arbeıtnehmer in die Rechts- bıldet ach den Vorstellungen der SPD eıne notwendıge

Voraussetzung für eıne bessere Integration der auslän-un:! Gesellschaftsordnung der Bundesrepublik““ CI
beıten. Dıieses Konzept wurde dann 1975 VO Parteitag dischen Arbeıtnehmer. Hınzu kommen müfßten jedoch
ın Mannheım beschlossen. Darın sınd Grundsätze ZUTF: Po- gezielte soz1ale Mafßnahmen, die die bestehenden Be-

nachteiligungen ausgleichen und die Chancen der Aus-lıtık der Ausländerbeschäftigung definiert, ferner dıe Vor-
stellung der Parteı ZuUur rechtlichen Stellung der ausländi- länder auf gleichberechtigte Teilhabe gesellschaftlı-
schen Arbeıtnehmer: umrıssen werden ferner die chen Leben iın der Bundesrepublik erhöhen. So sollten

ın den Betrieben die ausländischen Arbeitnehmer VOergreitenden sozıalen Maisnahmen, die Bıldungssituation
un! die polıtische Stellung der ausländischen Arbeitneh- den Betriebsräten verstärkt herangezogen werden,
INE  —

deren Interessen wahren. Für alle Gebiete seıen öf-
tentlich finanzierte Ausländerberatungsstellen eiInNzZu-In den „„Grundsätzen ZUu!r Politik der Ausländerbeschäf-

tigung““‘ heißt 65 S ‚„„Dıie SPD ekennt sıch dem richten. Dıiıe Beschaffung ANSCMESSCHNCH Wohnraums sel
nıcht L11UTr ein Gebot der Menschlichkeit, sondernGrundsatz, da{fß die ın der Bundesrepublik beschäftigten gleich iıne Grundvoraussetzung für Chancengleichheitausländischen Arbeitnehmer un ihre Famılien ın die

deutsche Gesellschaft integriert werden, sSOWeılt dies un! Integration. Ausländische Arbeitnehmer hätten SC-
Wie Deutsche eın Recht darauf, miıt ıhren amı-möglıch 1St un:! VO  - ıhnen gewünscht wiırd.“‘ Weıter liıen leben ach Ablauf des ersten Be-wırd testgestellt, die Ausländer bıldeten keine indu-

strielle Reservearmee, die nach Belıeben angeworben schäftigungsjahres sollte den Ausländern daher dıe
Nachholung ıhrer Ehegatten un! Kınder ermöglıchtoder entlassen werden könne, sondern eın wichtiges werden.Glıed VO  - Wırtschaft un:! Gesellschaft. Jedem ausländi-

schen Arbeitnehmer musse CS daher grundsätzlıch selbst Dıie Eingliederung der Ausländer ın die deutsche (ze-
überlassen Jeiben entscheıden, ob un: WAann CI se1- sellschaft un Kontakte Zur deutschen Bevölkerung
nen Aufenthalt in der Bundesrepublik eendet un in etizten ausreichende Deutsch-Kenntnisse VOTraQaus.
seın Heımatland zurückkehrt. Allerdings musse auch Sprachkenntnisse seıen auch Voraussetzung tür die Teıl-
auf Jängere Sıcht die Gesamtzahl der ausländischen Ar- habe Fortbildungsveranstaltungen und dienten der
beitnehmer 1mM Bundesgebiet begrenzt bleiben. ıne Verständigung und Erfahrung Arbeıitsplatz SOWI1e
Ausweıtung der Ausländerbeschäftigung über den 1mM der Unfallverhütung, heißt CS 1mM Kapıtel über dıe Bıl-
Jahr 973 erreichten Umfang hınaus se1l grundsätzlıch dungssituation der Ausländer. „Fuür Kıiınder der auslän-
als nıcht siınnvoll anzusehen. Da aufgrund der isheri- ıschen Arbeitnehmer sollten fruüuh WwW1e möglıch alle
BCH Entwicklung 1Im Umfang der Ausländerbeschäfti- Voraussetzungen füur Chancengleichheit be1 Entwick-
gung grofße regıionale Umnterschiede bestünden, se1 lung un:! Biıldung geschaftfen werden. Ihre Betreuungsätzlich Zur Festsetzung eiıner Höchstgrenze eine iın Kındergärten un: Kındertagesstätten soll dıe Ge-
regionale Steuerung ertorderlich. Ö1e sollte in der VWeıse wöhnung deutsche Lebensverhältnisse erleichtern
erfolgen, dafß be1 bestimmter Ausländerdichte (etwa e1l- und die Grundlage für eıne erfolgreiche schulische un
HE Bevölkerungsanteil Von zehn oder 12 Prozent!) berutliche Ausbildung schaffen.“‘ uch die SPD zieht
keine Anwerbungen ın Ballungsgebieten mehr erfolgen. eiıne Integration der ausländischen Kınder in das
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deutsche Schulsystem langfristigen Sonderstellung
VOT

Arbeıtsplatz un Betrieb Die 1115 Gastland geholten
Ausländer haben C1iMN Recht auf Lebensplanung, auf gute

Zur politischen Stellung der Ausländer heißt CS dafß Ar- Kıindergarten- und Schulverhältnisse für iıhre Kınder,
beitnehmer, die ihre Arbeitskraft außerhalb ıhres He1- auf Lehrstellen un:! Arbeıitsplätze ebenso WIC die Inlän-
matlandes CEINSETIZEN, keinen Verlust polıtischen der Zur Begründung heifßt CD, der doppelte Kontroll-
Rechten erleiden dürften S1e nıcht Nur egen- mechanısmus der Autenthalts- und Arbeıtserlaubnis
stand der Polıtik sondern können un sollten sıch auch mache langfristige Pläne unmöglıch un ZWINSC die bei
selbst polıtisch betätigen, ıhre Interessen der uns ebenden Ausländer C1IMNC Ergebenheıtshaltung,
Bundesrepublık und ıhren Heıimatländern wırksam ‚„„dıe den lıberalen Vorstellungen VO treien Bürger
vertreten ‚Dabeı stehen ıhnen alle unNnserer Verfas- nıcht entspricht
sungsordnung verbürgten Grundrechte Z SOWEIL S1C
nıcht ausdrücklic Deutschen vorbehalten sınd

uch die FDP plädiert dafür, den ausländıschen Mıt-
bürgern das aktıve un:! PasSSıVvc Kommunalwahlrecht

Schranken der politischen Betatıgung VO  > Ausländern ach Ablauf NSCINCSSCHNCH Friıst der Ansässıgkeitbestehen darın, dafß dıe freiheitlich demokratische ein  INne

Grundordnung un:! die Siıcherheit der Bundesrepublik Dıe Bildungsnachteile der ausländischen Kınder un
nıcht gefährdet werden darf dıe allgemeınen (Gjesetze Jugendlichen ussen WIC 65 eıter heıißt, gezielt beho-
un die Regeln des Völkerrechts beachten sınd un ben werden CGenannt werden diesem Zusammen-
keine Parteıen, Vereinigungen, Einriıchtungen oder hang dıe Förderung der Vorschulerziehung für auslän-
Bestrebungen außerhalb des Bundesgebiets gefördert dische Kınder, die Gewährleistung regelmäßıigenwerden dürfen, die MIt freiheitlich demokratischen Schulbesuchs INITL Hılfe entsprechend ausgebildeter So-
Verfassungsgrundsätzen nıcht vereinbar sınd Verwie- zıalarbeıiter, die Vermittlung VO  - Lehrstellen und dıe
SsSCH wırd zugleich darauf dafß CiINe Beteiligung Wah- Erteilung Von berutsvorbereitendem Vollzeitunterricht
len „„Zum Bundestag un den Landtagen nach gel- für ausländische Jugendliche, C1iNeE ANSCMECSSCHNC Unter-
tendem Verfassungsrecht 1Ur für deutsche Staatsbürger richtung der ausländıschen Kınder ıhrer Heımatspra-

Betracht kommt Dazu ergänzend „Allerdings soll- che (ggf Verzicht auf die Fremdsprache), die
ten be1 der Wahlkreiseinteilung dıe ausländischen Eın- Erarbeitung entsprechender Unterrichtsmaterialien, die
wohner miıtgezählt werden, da die Abgeordneten die Ausbildung zweısprachiger Lehrer und dıe Beteiligung
ESAMTE Bevölkerung ıhres Wahlkreises vertireten Zur VO qualifizierten Lehrkräften AaUusSs den Entsendelän-
verstärkten Förderung des Integrationsprozesses;, dern, die Entwicklung VO  3 Weıterbildungsprogrammen
dem das angestrebte Kommunalwahlrecht C1INEC elter- für deutsche Lehrer un: dıe Förderung VO  - Lehrstühlen
tührende Etappe seinNn mufßß, sınd die ausländischen Ar- für Ausländerpädagogik un didaktık Sıcherzustellen
beitnehmer befähigen, polıtische Rechte durch polıi- SC1 auch C1M differenziertes Angebot pädagogisch be-
tische Mıtarbeıiıt wahrzunehmen. reuter Freizeiteinrichtungen für ausländische Jugend-

lıche

„LIDerale These der
— „Liberale Ausländerpolitik zielt auch darauft ab, dıe Ur-

sachen unfreiwilliger Auswanderung bekämpfen‘‘,
heißt 6S abschließend Dıe mMeılsten Ausländer verließen

uch die FDP beschlofß bereıts Februar 1975 „Jliberale ıhre Heımat unfreiwillig, weıl 65 dort Arbeıt INan-
Thesen Zur Ausländerpolitik“‘ Dieses Konzept lıberaler gele Langfristig diene C585 allen Betrotftenen mehr, dıe
Ausländerpolitik wurde VO Bundeshauptausschufß der Arbeıt den Menschen bringen un! nıcht umsg€e-
FDP Aprıl 978 Berlın aktualisıiert un VO  - der Bun- kehrt
desvertreterversammlung Februar 979 Aachen auf
den Stand gebracht In diesem Beschlufß
heißt es „Den bei uns$s ebenden Ausländern gleiche Le- Das Asylantenproblem
benschancen C1MN.  INne un! S1C VOT Machtmifßbrauch
und sozıaler Ungerechtigkeit schützen mu{( Oberstes Die Konzeptionen der dreı Parteıen ZuUuT[: AusländerpolitikZie] lıberaler Ausländerpolitik SCIMN NUur IST diese — lıegen also SEeIT Jangem VOT och VO der Formulierunggleich praktische Europapolıitik Im einzelnen ll sıch VO  _ Parteiıprogrammen bıs ihrer Verwirklichung IST gC-dıe FDP tfür die Verwirklichung folgender Ziele eiINsSseiILzZen rade auf diıesem Gebiet SanNz ottensichtlich CIM eliter Weg

Das geltende Ausländerrecht IMITt dem Vordergrund Es kommt hınzu, dafß dıe polıtische Weıterverfolgung die-
stehenden ausländerbehördlichen Ermessen mufß fort- seT driıngenden Aufgabe zumiındest diesem Jahr aNSC-entwickelt werden den Ausländern mehr Rechts-
sıcherheit verschaffen So sınd insbesondere dıe Ayus-

sıchts des sıch verschärtenden Asylantenproblems den
Hıntergrund IST. Zur Lösung dieser speziellen

weısungstatbestände klar regeln Der Nachzug VOoON Ausländerfrage hat der Bundestag och VOT der Sommer-
Ehepartnern, Kıiındern un! Eltern MIt der Möglıchkeıit un VOT Ende dieser Legislaturperiode C111 Büundel

Zentralerdes Zugangs Z Arbeıtsmarkt IST gewährleisten gesetzgeberischer Mafßnahmen beschlossen
Beschränkungen der Arbeıitsplatzwahl sınd ebenso Punkt I1ST e1in (Gesetz B: Beschleunigung des Asylverfah-aufzuheben WIC dıe Bındungen der Arbeıitserlaubnis reNsS, das auf den 31 Dezember 1983 befristet IST jedoch
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sofern die geplante umtassende Neuregelung des Asylver- beıim Carıtasverband 1St I1a  - der Auffassung, dafß das aut
tahrensrechts eher möglıch ISt; vorher aufgehoben werden Einzelschicksale zugeschnittene Asylvertfahren erSst dann
annn Dieses Beschleunigungsgesetz sıeht folgende wıeder seıne Funktionen ertüllen kann, WEeNn 65 gelıngt,
Regelungen VASIr das Massenproblem durch pauschale Lösungen auf über-

sıchtliche Einzelschicksale reduzıeren.Im Bundesamt füur dıe Anerkennung ausländischer
Flüchtlinge (Zirndorf) entscheidet, unabhängıg VO  ; Tatsächlich haben über Prozent der Asylsuchenden 1ın
Weıisungen, 1Ur och eın Beamter über den Antrag eines der Bundesrepublık ohne weıteres Arbeıt gefunden und

ZW ar durchweg ın Stellen, die nıcht mMIıt Deutschen be-Asylbewerbers (bisher Ausschüsse mıt dreı Bedienste-
ten) werden können. Betreuer der Asylanten sınd davon
Wer Asyl beantragt, mufß darauf vorbereıtet se1ın, da{ß überzeugt, daß ber 90 Prozent in Arbeıit vermuıttelt WEe[I-

den könnten un! damıt nıcht der Allgemeinheıt ZUr 4aStıhm ENSC Frıisten für seiıne Erklärungen DESECIZL werden
un! S: auch selbst VOTIL dem Bundesamt erscheınt: hält jelen, WenNnn iNnan dıe Bewerber nıcht auf das flache Land
CT Frısten nıcht eın, annn zug1g entschieden werden. abschieben würde, sondern ın Ballungsräumen Arbeıt

chen ließe So verweısen auch Sachverständige 1mM Kom-Dıie bisher gELFENNLEN Verfahrenswege Z.U! Asylrecht
un Z Aufenthaltsrecht werden in einem geme1nsa- missarlat der deutschen Bischöte darauf, dafß beispiels-
iInen gerichtlichen Vertahren zusammengefaßt. Dıies be- welse 1mM Bereich des Gaststättengewerbes die Personalnot

gerade durch Asylanten gemindert wiırd: stünden diesedeutet: Klagt der Ausländer sowohl die Entschei-
dung des Bundesamts als auch die Entscheidung nıcht mehr Z Verfügung, mufßten CUE ‚„Gastarbeıter“‘
der Ausländerbehörde, sınd dıe Klagebegehren ıIn eıner angeworben werden, diesen Wıiırtschaftszweig 1im galı-

Z Bundesgebiet funktionstfahig erhalten.Klage verfolgen. ber die Klage 1St ın e1-
Ne gemeınsamen Verfahren verhandeln und ent-

scheıden. Grundsätzlıch aber annn ein Asylbewerber och keine Lösung auf auer
erst dann 1Ns Ausland abgeschoben werden, wenn die
Entscheidung über dıe Ablehnung eınes Asylantrags
rechtlich unanfechtbar geworden 1St Schon AaUus$s der Tatsache, da{fß das „Beschleunigungsgesetz“

bıs Ende 1983 befristet ISt, annn inommMmen werden, dafßWer einen Arbeıitnehmer beschäftigt, der sıch ZUur selbst ach Ansıcht der Inıtıatoren das Asylantenpro-Durchführung eınes Vertahrens auf Anerkennung als blem nıcht auf Dauer lösen annn Was be1 eıner dem naäch-Asylberechtigter 1mM Geltungsbereich dieses (Gesetzes
sten Bundestag vorbehaltenen endgültigen Lösung be-authält und eıne ach dem Arbeitsförderungsgesetz eI- achten ISt, tormulierte Wolfgang Kopp, Leıter des Reteratstorderliche Arbeitserlaubnis nıcht besitzt, mu dıe Ab-

schiebungskosten tıragen, talls das Asylbegehren für Flüchtlingsfragen beım Carıtasverband, ‚„‚Das hu-
manıtäre Behandlungsgefälle 7zwiıischen den hereingenom-rückgewıesen wırd (Nicht durchsetzen konnte sıch die un! hereingekommenen Flüchtlingen 1St nıcht VeI-

Opposıtion u. miıt iıhrem Vorschlag, eiınem ‚,Grenz- tretbar, wenn das Asylrecht weıterhin unteılbar und dıerichter‘‘ die Vollmacht einzuräumen, ach Prüfung des eintache Hılte für Menschen exıstentieller Not eıneAsylbegehrens ın der Sache den Asylbewerber sotort ethische und christliche Verpflichtung bleiben sollen.“‘abzuschıieben, WCLN seıne Gründe als nıcht stichhaltıg Im bevorstehenden Wahlkampf wırd die Ausländerpolitikerkannt sınd.) kaum, eher schon das Asylantenproblem eiıne besondere
Die gesetzlıchen Regelungen sollen durch arbeits- Rolle spielen, wenn durch das Beschleunigungsgesetz auch
UN soztalpolıtische Maßnahmen VOT allem 1dmıinistrativer diesbezüglıch die ogen geglättet worden sınd In der
Art eLWwW2 Arbeıitsverbot für Asylbewerber flankierend Ausländerbetreuung engagıerte bzw mıt Ausländerfragen
unterstutzt werden. Gerade das vorgesehene Arbeitsver- befaßte Kırchenvertreter hoffen, da{fß sıch die Wahlkämp-
bot aber halten kirchliche Betreuer VO  > Asylbewerbern für fer nıcht Versprechungen hinreißen assen, das Auslän-
problematisch. ach einer im Deutschen Carıtasver- derproblem ‚radıkal“‘ lösen. Immerhin verpilichtet sıch
band Meınung könnten die derzeıtigen die Bundesrepublık in ıhrem Grundgesetz, polıtisch Ver-
Schwierigkeiten beim Asylverfahren wesentlıch entschärft folgten Asyl gewähren. Gerade ZUuUr Sıcherung dieses
werden, ‚„WCNnN angeblichen Asylsuchenden in den Fällen, Grundrechts mussen VO neunten Deutschen Bundestag
ın denen der Allgemeinheıit vorhandener Arbeıt dauerhafte, praktıkable Wege ZUuUr raschen Erkennung VONN

un:! vorhandenen Wohnraums besondere Lasten nıcht echten Asylanten un ihrer Unterscheidung VOIN bloßen
entstehen, 1mM Rahmen eınes Sofortprogramms solche Arbeitssuchenden gefunden werden. Ebenso dringlich
freiıen Arbeitsplätze angeboten werden könnten, dafß aber 1St die Lösung des allgemeinen Ausländerproblems.
die Betroffenen nıcht ZuUur Notlüge eıner polıtischen Ver- Dıie Politiker sınd dazu nıcht 1LLULr gefordert, eınen
tolgung Zuflucht nehmen mussen‘‘. Die derzeıtige Sıtua- z1alen Sprengsatz entschärfen, sondern auch A4us uma-
t10N könnte weıter ENTSPANNT werden, WwWenn langfristig nıtären Gründen un AUS ankbarkeiıt gegenüber eiıner
hängıge Anfechtungsklagen durch UÜbernahme der Kläger Bevölkerungsgruppe, die uNnseIiIcC wirtschaftliche och-
iın dıe Gruppe der „Kontingent-Flüchtlinge““ oder durch konjunktur, wirtschaftliches Wachstum un! damıt
Erteilung eıner Autenthalts- und Arbeıitserlaubnis A2us die Mehrung des Wohlstandes erst sıchern halfen.
Härtegründen außergerichtlich eendet würden. uch Hans Lipp


